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18. 82 des Herrenhauſes. 

Eröffnung 11% Uhr. Die ribünen find ausnahmsweiſe ſehr ſtark be⸗ 
ſetzt, auch die Diplematenloge und die Loge für die Mitglieder des Abgeord⸗ 
netenbaujes; in der Hofloge iſt Graf Wrangel ſichtbar. — Am Miniſter⸗ 
tiſch: die Miniſter v. d. Heydt, Graf Itzenplitz, Graf zu Eulenburg 
und als Reg.⸗Commiſſar Landrath Graf zu Eulenburg. 

Präſident Graf Eberhard zu Stolberg⸗Wernigerode theilt mit, 

daß Graf Mieczyslaw Kwielecki auf Oporowo zum Mitglied des Herren⸗ 
hauſes berufen worden, ſowie daß das 5 e Mitglied des Herrenhauſes, 
n n v. Brünneck am 26. v. M. verſtorben ſei. Das Haus erhebt 
ſich, um ſein Andenken zu ehren. 
Nachdem mehrere aus dem Abgeordnetenhauſe herübergekommene Schrift⸗ 
ftüde verleſen worden, wird in die T. O. eingetreten, deren erſter Gegenstand 
die Berathung über das Geſetz, betreffend die Abänderung des Art. 69 der 
Verf.⸗Urkunde, ſowie diejenigen Abänderungen des Geſezes vom 30. Mai 
1849, welche behufs Anwendung derſelben in den mit der preußiſchen Monarchie 
neu vereinigten Landestheilen erforderlich werden. 

Das Geſetz, wie es aus der zweimaligen Berathung des Abgeordneten ⸗ 
hauſes hervorgegangen, lautet: 

Wir Wilhelm z. derordnen mit Zustimmung der beiden Häuſer des Lands 
tages der Monarchie, zugleich auch für das Jahdegebiet, was folgt: 

Art. 1. Sobald die preußiſche Verfaſſung in den neu erworbenen Landes: 
theilen Geltung erlangt, treten der bisherigen Anzahl der Mitglieder des 
Hauſes der 3 80 Abgeordnete aus jenen Landestheilen hinzu. 

rt. 2. Die Feſtſtellung der Wahlbezirke erfolgt für die erſten Wahlen, 
welche in jenen Landestheilen ſtatifinden, durch königliche Anordnung in der 
Art, daß die zu wählenden Abgeordneten auf die dürch die letzte allgemeine 
Volkszählung ermittelte Bevölkerung möglichſt gleichmäßig vertheilt werden. 

Art. 3. Die erſten Wahlen in den im Art. 1 gedachten Landestheilen 
erfolgen nach der 0 über die Ausführung der Wahl der Abg ord⸗ 
neten vom 30. Mai 1849 (Geſetz. Sammlung S. 205) mit folgenden Maß⸗ 
gaben: 1) die Bezeichnung 3 directen Steuern, nach deren Maßgabe 
die Urwähler in drei Abtheilungen 75 5 werden ($$ 10 und 11 vom 
30. Mai 184ch erfolgt durch königliche e 2) die Beſtimmung der 
mit den Wahlangelegenbeiten zu beauftragenden Behörden erfolgt durch das 
Staats⸗Miniſterium; 3) die Zeit, während welcher Jemand dem früheren 
Staats⸗Verbande eines der im Art. I erwähnten Landestbeile angehört hat, 
wird bei dem im § 29 der Verordnung vom 30. Mal 1849 angeordneten 
einjährigen Zeitraum in Anrechnung gebracht. 

Art. 4. Dem nach dem 1. October 1867 zunächſt einzuberufenden Land⸗ 
tage der Monarchie ſoll ein Geſetz⸗Entwurf über die Bildung der Wahlbezirke, 
ſowie über die defini ive Einführung der Verordnung vom 30. Mai 1849 in 
ben neu erworbenen Landestheilen vorgelegt werden. 

Die XI. Commiſſion des Herrenhauſes, welche darüber berathen, beantragt 
die Ablehnung dieſes Geſetzes. Von Herrn v. Kröcher iſt folgendes zahl⸗ 
reich unterſtüßte Amendement eingegangen: 

Das Herrenhaus wolle beſchließen: 

A. den Art. I. in folgender Saffung anzunehmen: Sobald die preußiſche 
Verfaſſung in den neuerworbenen Landestheilen Geltung erlangt, wird das 
ae durch gr Anordnung in Gemäßheit des Art. I, des Ges 


tzes vom 7. Mai 1 ee Seite 181), ſowie der Verordnun⸗ 
——— 12, October 1854 (Geſetzſammlung Seite 541) und vom 10, Nov. 


e Seite 1077) durch Mitglieder aus jenen Landestheilen 
der Ae desgleichen treten der bisherigen 1 1 der Mitglieder des Hauſes 
der Abgeordneten 80 15 dus jenen Landestheilen hinzu. 
den Titel des Geſetzentwurfs, wie folgt, zu faſſen: Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Ergänzung des Herrenhauſes und des Abgeordneten⸗ 
hauſes aus den neuerworbenen Landestheilen. 
Die e wird eröffnet. ö 
Referent Herr v. Kleiſt⸗Retzow weiſt darauf hin, daß die Commiſſion 
des Herrenhauses ſchon in Berathung über das Geſetz getreten fei, bevor die 
zweite Leſung deſſelben im andern Hauſe erfolgt ſei. Das Geſetz, wie es 
dort angenommen, ſei aber als Amendement eingebracht und die materielle 
ee | deshalb vollſtändig erſchöpft worden. Um jedoch auch der Form 
in jeder Beziehung zu genügen, ſei die Commiſſion, nachdem das Abgeord⸗ 
netenhaus bei der zweiten Leſung das Geſetz unverändert von Neuem ange: 
nommen, nochmals zuſammengetreten, ſie habe jedoch keine Veranlaſſung ge⸗ 
funden, nochmals in die materielle Berathung einzutreten, da die betreffenden 
8 0 bei der erſten Berathung ſchon als Amendements vorgelegen. 
raf Rittberg (für die Geſetzesvorlage): Ich hoffe, daß das Herren: 
aus trotz der mißliebigen Aeußerungen, die im anderen Hauſe gegen das 
errrenhaus gefallen, aber vom Herrn Regierungs⸗Commiſſar in gebührender 
eiſe zurückgewieſen ſind, doch nicht anſtehen wird, das Geſetz, wie es dort 
beſchloſſen worden, anzunehmen, um dadurch das zu thun, was für des Landes 
Wohlfahrt, was politiſch durchaus geboten iſt. Denn da durch das auch von 
dieſem Hauſe angenommene Geſetz die preußiſche Verfaſſung in den neuer⸗ 
worbenen Ländern am 1. October 1867 in Kraſt tritt, der König alſo von 
da an nicht allein mehr die geſetzgebende Gewalt ausüben darf, wird eine 
grenzenloſe Verwirrung entſtehen, wenn die Vertretung dieſer Landestheile 
noch nicht geordnet iſt. Durch Ablehnung des Geſetzes wird die Staatsre⸗ 
— große Verlegenheit gerathen. Daß das peine Anſpruch auf 
tmehrung feiner Mitglieder hat, dagegen habe ich principiell nichts einzu: 
wenden, bitte aber doch, das dahin gehende Amendement des Herrn v. Kröcher 
abzulehnen, da jede Abänderung des Geſetzes einer Ablehnung gleichkommen 
würde, denn es iſt nicht möglich, in dieſer Seſſion noch eine doppelte Ab: 
Wen . in beiden Häuſern herbeizuführen. Se. Majeſtät hat erf kürzlich 
dieſem Haufe feinen Dank für die kräftige Unterftügung der Regierung aus: 
eſprochen; verdienen wir uns denſelben auch hier und nehmen wir das 


etz an. \ 

Grat Brühl: Wenn wir früher in ſchwerer Zeit die Krone unterſtützt haben, 
fo haben wir dabei ſtets an unſern langjährigen Grundſätzen feſtgehalten und 
das wollen wir auch jetzt wieder thun. 5 tritt häufig die Erscheinung an 
uns heran, daß wir von der Regierung Geſetzvorlagen erhalten, welche nicht 
nur unſeren, ſondern auch ihren Anſichten nicht entſprechen; die Regierung 
muß ſelbſt zuweilen erklären, daß ihr gewiſſe Aenderungen im anderen Hauſe 

icht angenehm ſind und trotzdem bittet ſie uns immer, uns der Anſicht des 
eordnetenhauſes anzuſchließen. Innere Gründe laſſen ſich für ein ſolches 


der der Gründe geltend gemacht. Man ſagt uns jetzt wieder, die Einführung 


t gewußt, zu welchem b man uns ſpäter würde nöthigen wollen. 
Ich werde alſo, da mir dieſes b nicht behagt, gegen den Geſetzentwurf ſtim⸗ 
men, weil in demſelben das . mit keiner Silbe erwähnt iſt. Die 
Regierung will nur für das Abgeordnetenhaus die Thür öffnen, während fie 
einem großen Theil der Kategorien für das Herrenhaus verſchloſſen bleibt. 
Die Verordnung vom 10. November 1865 ſetzt ausdrücklich für jede Provinz 
Zahlen feſt, welche nur durch ein Geſetz geändert werden können, ohne welches 
alſo eine weitere Vertretung im Herrenhauſe unmöglich ift. 

Es iſt nicht möglich, daß die Regierung jede Aenderung an dieſem a 
der Ablehnung gleich erachtet, ich glaube das nicht; ſondern wenn das Geſetz 
nicht zu Stande kommt, ſo hat die Regierung das Recht und die Pflicht, noch 

or dem 1. October d. J. auf Grund des Art. 63 der Verfaſſungsurkunde 
rn — detroyiren. Der Antrag des Hrn. v. Kröcher ſcheint mir ttotz 
einiger Bedenken doch im Ganzen ein wirklicher Verbeſſerungsantrag zu ſein 
und ich bitte Sie, zuerſt für dieſen zu ſtimmen. Ich denke, wir wollen nicht 

mer nachgeben, wenn das andere Haus nicht nachgiebt. Bleiben wir unſe⸗ 
ren Geſinnungen G. dann werden die übrigen Factoren uns Rechnung 
tragen! Bleiben Sie jet! - 

Prof, v. Tellkampf: Formell bemerke ich zunächſt, um vorliegenden Fall 
Faten cht als Präcedenzfall gelten zu laſſen, daß es in allen conſtitutionellen 

Andern gebräuchlich iſt, daß die Regierung ihre Vorlagen erſt an eine Kam⸗ 

r in und ſie erſt nach befinitiber 1 a der anderen Kammer 
legt . s iſt wünſchenswerth, daß dieſer Gebrau 0 ehalten wird. — Es 

legt uns bier nur die Frage vor, ob wir die Beſchlüſſe des Abgeordneten⸗ 
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bauſes annehmen wollen oder nicht. Nach denſelben iſt die verfaſſungswidrige 
Delegation, welche der urſprüngliche Entwurf der Regierung enthielt, beſeitigt. 
Der Landtag hat nicht das Recht, auf feinen Antheil an der Geſetzgebung zu 
verzichten. Die Annahme der Anträge des Herrn v. Kröcher zu N 3 und der 
Commiſfion zu § 4 würde einer Ablehnung des ganzen Geſetzes gleichkommen, 
denn es wäre dann keine Zeit mehr, das ſo veränderte Geſetz den nöͤthigen 
wiederholten Abſtimmungen zu unterwerfen. Ben N 

Außerdem aber enthalten beide Anträge einen Eingriff in die Prärogative 
der Krone, da ſie eine Zeit für die 7 Sad Vertreter feſtſetzen. Ferner 
würde damit aber auch die Theilnahme der Abgeordneten der neuen Landes⸗ 
theile an der Vertretung in eine unabſehbare Ferne gerückt werden; es iſt 
weiter zu beachten, daß die erſte Wahl nur interimiſtiſch iſt, daß dagegen nur 
erbliche oder lebenslängliche Mitglieder in das Herrenhaus berufen werden 
können. Auch kann man jetzt, wo die Bildung Deutſchlands in der Ent⸗ 
ebung iſt, nicht dauernde Aenderungen diefer Art eintreten laſſen. Gegen 
den Wunſch des Vorredr ers, mittelſt Octroyirung vorzugehen, erinnere ich nur 
an die ſchweren W fn een geben in jenen Ländern; es wäre dieſe Art und 
Weiſe anzufangen um ſo bedenklicher, als in dieſem norddeutſchen Volk nichts 
feſter ſteht, als die Achtung vor dem Recht; will man dieſe erſchüttern, ſo 
wird man jene Landestheile nie wirklich gewinnen. Man wird ſie überhaupt 
nicht gewinnen, wenn man nicht liberal und genau nach dem Recht verfährt. 
Es iſt mir deswegen höchſt erwünſcht, daß lich die Regierung für die Llnſicht 
des Abgeordnetenbauſes entſchieden hat. Deswegen nehmen auch Sie die 
Vorlage des Abgeordnetenhauſes in Aller Intereſſe an! 

Hr. v. Kröcher: In den Motiven der Regierung iſt es ausgeſprochen, 
daß die neuen Landestheile ein Recht haben, auf unſerm Landtage, alſo im 
Abgeordnetenhauſe und im Herrenhauſe, vertreten zu ſein. Aber weder im 
Geſetz noch in den Motiven wird das Herrenhaus erwähnt, fo daß es ſcheint, 
als wäre daſſelbe völlig vergeſſen. (Hr. v. Senfft⸗Pilſach lacht laut auf.) 
Nach den Geſetzen und Verordnungen über die Organiſation deſſelben beſteht 
es theils aus erblichen, theils aus lebenslänglichen Mitgliedern, deren letztere 
der Präſentation theils bedürfen, theils nicht bedürfen. Alle Kategorien ha⸗ 
ben hier gleiche Berechtigung und find ein integrirender Theil des Hauſes. 
Es wäre eine Verletzung dieſer verfaſſungsmäßigen Beſtimmungen, wenn aus 
den neuen Landestheilen nur dieſe oder jene Kategorie zur Verkretung käme; 
dort ſteht die lönigliche Machtvolltommenheit noch in voller Kraft. ir ba: 
ben die anfechtbare Lage, in der wir uns lange befanden ſchwer empfunden ; 
durch die Verordnung vom 10. November 1865 iſt ſie beſeitigt und wir wol⸗ 
len fie nie wieder herbeiführen, Wenn man ſagt, es ſei politiſch unzuläſſig, 
die dortige Ritterſchaft ins Herrenhaus jetzt einzuführen, jo frage ich: fürchtet 
man etwa, daß die neuen Mitglieder uns überſtimmen, uns demokratiſch oder 
unpatriotiſch machen werden? ; 

Preußen hat in einem gerechten Kriege gerechte Eroberungen gemacht, 
wäre es aber anders gekommen, hätten uns unſere Feinde die Provinz Sach⸗ 
ſen z. B. genommen, krauen Sie uns dann zu, daß wir der neuen Aerg mit 
vollen Segeln entgegengeeilt wären? Ich proteſtire namens aller Mitglieder 
des Hauſes gegen dieſe Anſicht! Ich bedaure den bekannten Schritt der Rit⸗ 
terſchaft, aber ich kann ihr deswegen meine Achtung und Sympathien nicht 
entziehen. Ich halte es vielmehr für das beſte Mittel, um ſie zu gewinnen, 
daß wir fie hier aufnehmen; das wäre einer weiſen und meitfihtigen Politik 
entſprechend. Mein Antrag läßt dem König noch viel Spielraum in der Ber 
ſtimmung der u und der Präfentation; feiner Weisheit wollen wir uns 
darin unterwerfen; wir wollen aber nicht von der Gnade des Abgeordneten⸗ 
hauſes abhängen! Die Annahme meines Antrages halte ich auch nicht für 
gleichbedeutend mit der Ablehnung des Geſetzes. Stimmen Sie aber ohne 
denſelben für das Geſetz, ſo gehen Sie über ſich ſelbſt zur Tagesordnung 
über. Betbätigen Sie daher durch Annahme deſſelben die Lebenskraft des 
Herrenhauſes! (Bravo!) 

Reg. ⸗Commiſſar Graf zu. Eulenburg: Aus dem reichen Inhalt des 
Commiſſionsberichtes ſind namentlich zwei Punkte hervorzuheben. Er enthält 
Nude die präjudicielle Ausführung, daß die Vorlage 0 dringlich, wie die 
Regierung meint, nicht au betrachten ſei, weil die Verfaſſung in den neuen 
Landestbeilen nicht unmittelbar am 1. October d. J. in Kraft trete, ſondern 
dies noch von anderen Umſtänden 8 Die Grundlage für dieſe Anſicht 
beruht auf den gleichlautenden 88 2 der Einverleibungsgeſetze. Dieſer Para⸗ 
graph lautet: „Die preußiſche Verfaſſung tritt in dieſen Landestheilen am 
1. October 1867 in Kraft. Die zu dieſem Behufe nothwendigen Abänderungs⸗, 
Zuſatz⸗ und Ausführungs⸗Beſtimmungen werden durch beſondere Geſetze ſeſt 
geſtellt.“ Die Ausführung geht nun dahin, daß die Geltung. der Verfaſſungs⸗ 
urkunde in den neuen Landestheilen davon abhängig ſei, daß alle jene Be⸗ 
ſtimmungen erfolgt ſeien. Ich gebe zu, daß die Faſſung des Paragraphen zu 
dieſer Anſicht Anlaß giebt; ſie läßt de aber in keiner Weiſe aufrecht erhalten. 
Der einfache Wortverſtand ſpricht dafür, daß damit nichts weiter gemeint iſt, 
daß ohne weiteres Dazwiſchentreten dieſer Beſtimmungen die Verfaſſung dort 
mit dem 1. October d. J. zur Geltung kommt. Zu dem Mißverſtändniß hat 
wohl die verſchiedene Bedeutung des Ausdrucks „in Kraft treten“ Veranlaſſung 
gegeben. Man kann denſelben entweder von der formalen Geltung oder von 
der realen Wirlſamkeit brauchen. : 

Man könnte meinen, daß in demſelben Geſetz derſelbe Ausdruck nur in 
einem Sinne gebraucht werden könnte; dies iſt hier nicht der Fall. Nimmt 
man an, daß der Ausdruck hier nur von der formalen Geltung gebraucht iſt, 
fo kommt man zu dem Schluß, daß dieſe von einer Menge anderer Geſetze 
ee e wird; das widerſpricht aber durchaus der Natur der for⸗ 
malen Geltung. Bezieht man ihn aber nur auf die reale Wirkſamkeit, ſo 
ſteht dieſe Beſtimmung mit der ganzen Verfaſſung in Widerſpruch, deren 
Ausführung dann in eine unabſehbare Ferne gerückt wäre. Denn auch in 
den alten Landestheilen haben in den fiebzehn Jabren des Beſtehens der Ver⸗ 
faſſung noch nicht alle Geſetze zur Ausführung kommen können, auf welche 
ſie hinweiſt. * erſten Theil des Paragraphen iſt daher der Ausdruck von 
der formalen Geltung, im zweiten von der realen Wirkſamkeit zu verſtehen. 
Dieſelbe Auffaſſung findet ſich im Berichte des anderen Hauſes über das Ein⸗ 
verleibungsgeſez und in dem Berichte Ihrer Commiſſion auf pag. 2. Wenn 
ferner eine Octroyirung empfohlen worden iſt, ſo halte ich eine ſolche nicht 
für rathſam in einem Zeitpunkt, wo es noch möglich iſt, auf dem regelmäßi⸗ 
gen Wege die Bedingungen zu erfüllen, welche der realen Wirkſamkeit 
der Verfaſſung zu Grunde liegen. Ich enthalte mich auch einer weiteren 
an darüber, in wie fern dieſer Weg überhaupt verfaſſungsmäßig wäre 
oder nicht. 

Der Hauptpunkt des Commiſſionsberichtes iſt aber der, daß man ſagt, das 
Herrenhaus könne unmöglich feine Zuſtimmung zu dem Geſetze geben, da es 
in demſelben nicht erwähnt ſei und alſo nur ein Theil der Landesvertretung 
vermehrt werde. Ich erlaube mir, dem Berichte dun Munde Ich glaube 
nicht, daß eine Veranlaſſung vorhanden war zu dem Ausdrucke, daß es „un⸗ 
recht“ ſei, das Herrenhaus zu übergehen. Graf Brühl ſagt, das Haus er⸗ 
halte jetzt oft Vorlagen, welche weder ſeinen Anſichten noch denen der Regie⸗ 
rung entſprächen. Ich will nicht unterſuchen, wie weit dies auf andere Vor⸗ 
lagen Anwendung findet, auf dieſe Vorlage iſt das jedoch durchaus nicht 
anwendbar. Die Regierung hat bereits in der Commiſſion erklärt und mich 
beauftragt, wiederholt zu erklären, daß der Entwurf, wie er aus dem Abge⸗ 
ordnetenhauſe gegenwärtig vorliegt, derjenige iſt, welchen ſie auf's Dringenpite 
angenommen i ſeheg wünſcht. Und wenn man glaubt, daß in der Anſicht 
der Regierung eine Aenderung ſtattgefunden hat, ſo bitte ich doch, die Form 
und das Weſen auseinander zu halten. Es ſind allerdings Aenderungen an 
der urſprünglichen Vorlage gemacht worden, welche die Regierung ſelbſt nicht 
mai hätte; aber das e Weſen der Vorlage iſt geblieben. Der 

uſicht des Herrn Profeſſor Tellkampf muß ich entgegentreten, als ſei die 
erſte Vorlage der Regierung wegen einer darin — 2 — Delegation ver⸗ 
faſſungswidrig geweſen; wäre das richtig, dann konnte fie auch jetzt nicht an⸗ 
genommen werden, da ſie in § 3 auch eine ſolche Delegation enthält. 

Man ſagt ferner, das Herrenhaus ſcheine gänzlich dergeſſen zu fein. Im 
erſten Satz der Motive iſt ja ausdrücklich anerkannt, daß die neuen Landes⸗ 
theile einen Anſpruch darauf haben, an der „Landesvertretung“ theilzuneh⸗ 
men. Ich habe geglaubt, daß es nicht denkbar ſei zu vermuthen, die Regie: 
rung meine damit nur einen Theil der Landesvertretung; dieſe beſteht ja doch 
aus den beiden Häuſern des Landtages. Das haben die Motive gerade 
aussprechen wollen und indem ne wird, daß dieſe Vorlage dieſen An⸗ 
ſprüchen nur in Bezug auf das Abgeordnetenhaus genüge, glaube ich nicht, 
daß ſie die Unterſtellung verdienen, daß das Herrenhaus vergeſſen ſei. 
erkläre, daß die Abſicht der Regierung dahin geht, auch in dieſes hohe Haus 


ch] Haufe vorſchlagen, ſo muthen wir ihm doch nichts weiter zu, als was wir 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Bene ag ii und Montag 
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einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 15. Januar 1867. 


Vertreter aus den neuen Landestheilen zu berufen und daß ſie das Bewußt⸗ 5 
ſein hat, die Mittel in der Hand zu haben, um dieſe Abſicht unter allen Um⸗ 
ſtänden e Aber in dieſem Augenblick iſt es nicht möglich, eine 
derartige Vorlage zu machen, weil derſelben Erwägungen ſehr ernſter und 
eingehender Art vorhergehen müſſen, welche bis jest nicht erledigt werden 
konnten. Ich glaube aber nicht, daß das ein Grund iſt, um die Vermehrung 

des anderen Hanfes, wo die Verhältniſſe klar liegen, auszuſchließen. 

Herr v. Kröcher lobe er wolle nicht daß das Herten aus pon der Gnade 
des andern Hauſes abhänge. Ich will nicht erörtern, wie weit der geſicherte 
und unangreifbare Beſtand dieſes Hauſes überhaupt von der Gnade abhän« 
gen könnte; aber darin iſt kein Unterſchied vor oder nach der Annahme dieſes 
Geſetzes; und wenn Sie glauben, daß durch die Ablehnung dieſes Geſetzes 
ein Erfolg erreicht werden würde, der ſonſt nicht erreicht worden wäre, ſo 
irren Sie ſich. Ich glaube alſo nicht, daß die Auffaſſung platzgreifen 
darf, daß durch dies Geſetz der Beſtand oder die Vermehrung des 9 ; 
hauſes gefährdet iſt. Politiſche Gründe aber müßten bei allen Seren, 
welche von politifchen Körperſchaften gefaßt werden, mit maßgebend jein. 

Nicht eine Gefährdung dieſes Hauſes, ſondern eine Sicherung deſſelben, wenn i 
es einer ſolchen bedürfen ſollte, wird die Folge fein, wenn Sie dem nothwen⸗ 

digen Bedürfniß auch dadurch Rechnung tragen, daß Sie dies Geſetz anneh⸗ 

men. Ich bitte daher, für das Geſetz zu ſtimmen. 2 

Prof. Telltampf entgegnet in perſönlicher Bemerkung einigen Aeuße⸗ 
rungen des Regierungs⸗Commiſſorius gegen ihn. 

r. v. Bernuth (für den Geſetzentwurf) conſtatirt zunächſt, daß auch das 
Amendement Kröcher unter allen Umſtänden eine Verſaſſungs⸗Aenderung ent⸗ E 
halte und deshalb einer zweimaligen Leſung bedürfe. Wenn nur das Mindeſte 
an dem Geſetze geändert werde, ſo könne es mit Rückſicht auf die kurze Dauer 
der Seſſion nicht zu Stande kommen. Die Verfaſſungsurkunde braucht aber 
in den neuen Landestheilen nicht durch ein beſonderes Geſetz eingeführt zu 
werden, ſondern tritt eo ipso am 1. October 1867 in Kraft, und die preuß. 
Landesvertretung hat von da an entſcheidenden Antheil an der Geſetzgebung 
auch in jenen Ländern. Ich erinnere dabei daran, daß auch in Hohen⸗ 
zollern in der Zwiſchenzeit zwiſchen der Einführung der Verfaſſung und der 
Vermehrung der Abgeordneten von der damaligen preußiſchen Landesver⸗ 
tretung Geſetze erlaſſen worden ſind, welche auch für Hohenzollern Gel⸗ 
tung hatten, obgleich dies noch nicht vertreten war. Ein ſolches Vorgehen 
würde aber gerechte Mißſtimmung in den neuerworbenen Ländern hervor⸗ 
rufen. Das Herrenhaus darf deshalb durch Annahme des Amendement 
Kröcher nicht die ganze Angelegenheit vereiteln. Die Zuſammenſetzung des 
Herrenhauſes und Abgeordnetenhauſes iſt grundverſchleden. Während die 
Wahl der Abgeordneten in den neuen Ländern ſehr ſchnell vor ſich gehen kann, 
iſt der Modus in der Vermehrung des Herrenhauſes mannigfachen Schwierig⸗ 
keiten und Bedenken unterworfen. Ich könnte mich z. B. nicht für eine Dele⸗ 
gation in dem Umfange ausſprechen, wie ſie 1853 beſchloſſen worden. Ich 
bitte Sie deshalb, das Amendement Kröcher abzulehnen und für die Beſchlüſſe 
des Abgeordnetenbhuſes zu ſtimmen. Ein entgegenſtehender Beſchluß würde 
ſehr bedenklich ſein. } 4 

Wir haben in den neu erworbenen Ländern noch wenig Freunde, aber viele * 
offene und verſtrickte Gegner. Ein Votum, das gegen das Geſetz gerichtet üft, a 
würde aber unſere dortigen Gegner mit Freude, unſere Freunde mit großer 
Jetrübniß erfüllen. Die Staatsregierung hat dort noch ein ſchwer Stück 
Arbeit zu thun; es würde aber nicht heißen, den Weg zum Abſchluß ebnen, 
wenn es morgen in den Zeitungen hieße: „Das Herrenhaus hat eigen Beſchlußß 
verworfen, der die Vertreter der neuen Landestheile zur Volksvertretung zu 
laſſen wollte“. 

Herr v. Waldaw⸗Steinhöfel: Nicht die Partei des Herrn Tellkampf, 
nicht diejenigen, die für das Geſetz, wie es aus dem Abgeordnetenhauſe ge⸗ 
kommen, ſtimmen, ſondern wir ſind diejenigen, die liberal und gerecht gegen 
die neuen Landestheile verfahren wollen. enn viele andere Beſlimmun j 
der Verfaſſung, trotzdem dieſelbe am 1. October 1867 dort in Kraft 
dennoch vorläufig unausgeführt bleiben müſſen, warum kann denn daſſelbe 
nicht mit den die Landesvertretung betreffenden Beſtimmungen geſchehen, bis 
ein ſpecielles Geſetz dies regelt? Allerdings, daß das ein e 

uſtand wäre, will ich nicht behaupten; ich behaupte aber, daß die neuen 
andestheile auch ein Recht haben auf die Vertretung im Herrenhauſe; und 
der Staatsregierung bleibt zur thatſächlichen Herbeiführung dieſes Rechtes kein 
Mittel in Händen, wenn dies Geſetz nach den Beſchlüſſen des anderen Hauſes 
angenommen wird. Und ich wünſche weder dieſe Sache noch überhaupt die 
neuen Landestheile der Gnade des Abgeordnetenhauſes zu überliefern. 

Das Herrenhaus beruht heute auf einer beſtimmten Baſis; auf derſelben 
Baſis kann auch nur die Erweiterung deſſelben geſchehen. Wenn ich mich 

emandem auf Gnade und Ungnade ergebe, ſo thue ich das mit Freuden an 
Seine Majeftät den König, aber niemals an das Abgeorbnetenhaus. Nach 
meiner Anſicht erfordert es die Ehre dieſes Hauſes, gegen die neuen Landes⸗ * 
theile gerecht zu fein, fo weit es möglich, vor Allem aber in der Beziehung 
gerecht zu fein, daß gerade im Herrenhauſe ſe bſt dieſe Landestheile ihre Ver⸗ 
tretung finden. Ich finde es aber nicht ganz vereinbar mit der Ehre des 
Hauſes, daß in dieſer ganzen Seſſion die Regierung immer mit der Piſtole 
in der Hand vor das Haus tritt und uns auffordert: „nun ſagt Ja“, und 
auf dieſe Aufforderung ein gehorſames „zu Befehl“ erwartet. Was ſtand denn 
im Wege, daß dieſer Geſetzentwurf uns zuerſt vorgelegt wurde und nachher 
erſt dem Abgeordnetenhauſe? Wir find allerdings daran gewöhnt, daß nur 
ganz gleichgiltige Geſetze uns zuerſt zugehen. Das iſt um 30 ſonderbarer, als 
ich die Regierung darauf aufmerkſam machen muß, daß der Kampf mit ihren 
früheren Gegnern noch nicht beendet ift; es beſteht gegenwärtig nur ein Waf⸗ 
fenſtillſtand; der Kampf wird ſehr bald wieder ausbrechen. Mache die 4 
rung es daher dem Herrenhauſe nicht unmöglich, mit derſelben Freudig 
wie früher vereint mit ihr den ie zu beſtehen; nehme ſie vor Allem dem 
Haufe nicht überhaupt die Möglichkeit dazu. Ich gebe es zu, die Regie⸗ 
rung hat die Macht dazu, dies Haus zu nullificiren; aber wenn ſie das — 
fo thut ſie das zu ihrem und der Krone Schaden. Wir aber ſprechen un 
ſelbſt unſer Todesurtheil, wenn wir dies Geſetz annehmen; eine nothwendige 

olge davon wird ſein, daß man die Vertreter des alten befeſtigten Grund: 
eſißes hier ausſterben laſſen wird, nachdem man das Recht dieſer Vertretung 
auch für die neuen Landestheſle vom Abgeordnetenhauſe nicht hat erlangen 
können. Ich würde das für keine Verbeſſerung dieſes Hauſes halten. 

Dagegen würde es weder für das Herrenhaus noch für die Regierung ein 
Schaden ſein, wenn wir aus den neuen Landestheilen Elemente bier herein⸗ 
bekämen, die ſich in eine ſchroffe Oppoſition zur Regierung ſtellen würden. 
Sie würden ganz unſchädlich ſein und höchſtens den Debatten des Herren⸗ 
hauſes größeres Intereſſe verſchaffen. Die Beurtheilung über den g 
ſten Moment hierzu ſtellt ja übrigens auch das Amendement des Hrn. 
d. Kröcher der Regierung vollſtändig anheim. Der letzte Grund endlich, aus 
dem ich Sie bitte, die Faſſung des Abgeordnetenhauſes abzulehnen, it für 
mich der wichtigſte. Mein Gewiſſen geſtattet es mir nicht, Se. Majeftät den 
Koͤnig in die Lage zu verſetzen, daß er den neuen Provinzen nicht gerecht 
werden kann, ohne die vorherige Erlaubniß des Abgeordnetenhauſes einzu⸗ 
holen, von der Niemand vorher ſagen kann, ob ſie gegeben werden wird oder 
nicht. Aus Liberalität alſo, m. H., aus Loyalität, aus Gerechtigkeitsgefühl 
ſtimmen Sie für das Amendemeut des Hrn. d. Kröcher. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Ohne auf den Gegenſtand 
ſelber einzugehen, will ich nur auf einige durch eine gereizte Stimmung ver⸗ 
anlaßte Aeußerungen des Herrn v. Waldaw antworten. Er hat der 
rung den Vorwurf gemacht, daß fie nur ganz unwichtige Geſetzentwürſe dem ; 
Herrenhaufe zuerſt unterbreite, daß fie ihm bei wichtigeren Vorlagen dee 
Piſtole vor die Bruſt ſetze, daß fie endlich daſſelbe zu nullifieiren ſtrebe. Ich 
muß im Namen der Regierung alles dies für unrichtig erklären. Die 
folge der Einbringung von Geſetzen hängt durchaus nicht ab von der Wichtig⸗ 
keit derſelben, ſondern zum Theil von Zufälligkeiten, davon z. B., ob das 
Herrenhaus gerade vollzählig zuſammen iſt, ſolchen und ähnlichen durchaus 
praltiſchen Rückſichten. Was das Drohen mit der Piſtole anbelangt, fo kann 
ich dieſen Ausdruck nicht acceptiren, derſelbe iſt nicht paſſend für die Haltung, 
die die Regierung dem Herrenhauſe gegenüber eingenommen hat. Wir haben 
weiter nichts gethan, als das ae lebhaft engagirt, ſich unſerer Anſicht 
anzuſchließen, denn wir halten es nicht für heilſam wenn das Herrenhaus in 
einer Keane Oppoſition zum anderen Haufe ſich befindet, als die Regie⸗ 
rung ſelber. Wenn wir dem Herrenhauſe einen Compromiß mit dem anderen 


A N 


uns ſelber auferlegt haben. Das iſt die Stellung, die wir gehabt haben und = 


u 


ohne Geſetz bei uns beſte 


ie wir auch ferner beobachten werden, und nichts kann der königl. Staats⸗ 
regierung ferner ſein, als die Abſicht, dies Haus nullificiren zu wollen, das 
der Regierung ſo oft den wichtigſten Beiſtand geleiſtet hat. 

Herr v. Waldaw⸗Steinhöfel (perſönlich): Ob ich verſtimmt bin oder 
nicht, das kann ein Dritter nicht beurtheilen. Ob die Worte, die ein Redner 
auf der Tribüne gebraucht, paſſend find oder nicht, kann allein der Präftvent 
beurtheilen. Der Herr Präſident hat nun meine Worte nicht für unpaſſend 
a 5 muß ich daher auch der Meinung bleiben, daß ſie das nicht ge⸗ 

eſen ſind. 5 

Der Miniſter des Innern, Graf Eulenburg, erklärt, er habe nur ge⸗ 
ſagt, die Bezeichnung, „die Piſtole auf die Bruſt ſetzen“, paſſe nicht auf die 
Attitude, die die Regierung eingenommen. 5 

Herr v. Klütrom (gegen den Commiſſionsantrag): Gegenwärtiges Geſetz 
ſei nur ein Proviſorium, denn es ſtelle die Wahlbezirke und die Wahlordnung 
nur file die erſte Wahl feſt. Sei nun aber auch für das Abgeordnetenhaus 
ein ſolches Proviſorium ph deſſen definitive Regelung das Herrenhaus 
noch immer in der Hand behalte, ſo könne es ſich für das Herrenhaus doch 
nur um ein Definitivum handeln. Sowie mit dem 1. October 1867 die preu⸗ 
ßiſche Verfaſſung in den neuen Landestheilen in Kraft trete, würden zu glei⸗ 
cher Zeit die Verordnungen über die Bildung des Herrenhauſes vom Mai 
1853 und October 1854 daſelbſt in Kraft treten, denn dieſe Verordnungen 
ſeien integrirende Theile der Verfaſſung an Stelle der Artikel 65 und 66. 
Aus dieſem Grunde ſehe er gar keine Gefahr für das Herrenhaus. Das 
Amendement v. Kröcher wiederhole theils was ſchon Rechtens ſei, theils ſtelle 
es die Verordnung von 1854 wieder in Frage. 

Herr v. Schlieckmann wendet ſich gegen die Saffung des Geſetzentwurfs, 
wie er aus dem Abgeordnetenhauſe hervorgegangen. Er ſtimme in der Rechts⸗ 
frage mit Hrn. v. Bernuth überein, komme aber zu einem anderen Reſultate. 
Die Verfaſſung könne mit dem 1. October 1867 in den neuen Landestheilen 
doch nur ſo weit ins Leben treten, als dies möglich ſei; werde dies Geſetz 
abgelehnt, fo werde die Verfaſſung in dieſer Beziehung vorläufig unmoglich. 

arum ſolle denn eine verſtümmelte und halbe Landesvertretung eingeführt 
werden? Das läge weder in unſerem noch im Intereſſe der neuen Landes⸗ 
theile. Gerade jetzt wäre die richtige Zeit, etwas Ganzes vorzunehmen. Die 
Annahme des Amendements v. Kröcher ſchließt keineswegs nothwendig eine 
Ablehnung des Geſetzes in fi, > 

„Graf Dyhrn (für das Geſetz): Ich bin erſt geſtern angekommen und habe 
mit Verwunderung dieſe Nacht den großen Commiſſionsbericht über eine ſo 
einfache Sache geleſen. Wenn nach Plato das Erſtaunen der Anfang der 
Weisheit iſt, ſo bin ich auf dem Wege, durch Sie ſehr weiſe zu werden. Die 
Krone kann das Herrenhaus nach ihrem Gefallen verſtärken, das Abgeord⸗ 
netenhaus nicht. Man weiß nicht einmal, ob die Vertreter der von Herrn 
v. Kröcher bezeichneten Kategorien aus den neuen Landestheilen die Berufung 
annehmen werden. Mich wenigſtens hätte man, wenn der letzte Krieg un⸗ 
glücklich für uns ausfiel, nicht lebendig in den bſterreichiſchen Reichsrath hin⸗ 
eingebracht. (Große Heiterkeit.) Ein Wort des Herrn d. Waldaw habe ich 
nicht verſtanden, wie er jo plötzlich die Freudigkeit verliert, der Regierung 
beizuſtehen, deren er ſich doch ſonſt rühmt. Der Herr Graf Brühl will nicht, 
daß wir b ſagen, er hat auch kein Recht, b zu ſagen, da er nicht a geſagt 
bat. Sie aber haben a geſagt und müſſen b ſagen. Es werden Zeiten 
kommen, wo Sie das ganze Alphabet durchmachen müſſen. 

Hr. v. Waldaw⸗Steinhöfel: Der Vorredner ſagt, daß er ein Wort 
von mir nicht verſtanden habe; ich jage: mehrere; denn ich habe nicht von 
dem Kriege gegen Oeſterreich geſprochen, ſondern von dem Kampfe gegen die 
deſtruetiven Mächte in unſerem inneren Staatsleben. 

Graf Dyhrn: Der Redner ſcheint alle meine Worte mißverſtanden zu 


N haben, denn ich ſprach gegen Hrn. v. Kröcher. 


Hr. v. Kleiſt⸗Retzow (gegen das Geſetz): Ich glaube nicht, daß wir 
das uns — Geſetz annehmen können. Allerdings ſind wir dem ge⸗ 
enwärtigen Miniſterium Dank ſchuldig, beſonders dafür, daß es die bewußte 
gelegenheit vom 10. November zu einer jo glücklichen Erledigung gebracht. 
Aber unter lauter Dank und Vertrauen dürfen wir unſere eigenen Rechte 
nicht vergeben. Die Anſicht, daß die Verfaſſung am 1. October eo ipso 
in den neuen Ländern in Kraft tritt, ohne Rückſicht, ob die vorbereitenden 
Geſetze oder die Vertretung der Landestheile dazu angeordnet iſt, iſt nicht 
richtig. Wird das vorliegende gie. nicht angenommen, fo bleibt vielmehr 
der völlig legale und berechtigte Zuſtand des königlichen Regiments beſtehen, 
der die berechtigten Eigenthümlichkeiten, z. B. das Ober⸗Appellationsgericht in 

Celle, ſogar beſſer zu ſchonen vermögen würde. 
Das Geſetz iſt nicht ſo einfach zu erledigen; ob man die Bildung der 
Wahlbezirke nach dem jetz gs Wahlgeſetz und die Zahlung der Diäten, welche 
t, durch Uebertragung auf die neuen Landestheile 


noch mehr befeſtigen will, das ſind Princivienfragen, auf deren Entſcheidung 


ſie ſeine Hingebung kennt, — das iſt der wahre Grund. 


1 


1 


Herr d. Senfft⸗Pilſach: Die 


genommen. * 
And v. Kleiſt repliciren dem Miniſter. 


das norddeutſche Parlament nicht ohne Rückwirkung bleiben kann. Ohne 
leichmäßige Vertretung in beiden Häuſern des Landtages iſt ein verfaſ⸗ 
a i Zuſtand überhaupt nicht denkbar. Wir haben allerdings a ge⸗ 

gt, wir wollen auch gern b jagen, aber man will uns nur a und b divi⸗ 
dirt durch 2 ſagen laſſen. Die Regierung fürchtet das Herrenhaus nicht, weil 
8 Wir ſollen uns in 
unſerer Zuſammenſetzung zu ſehr lieben, als daß wir wünſchen könnten, einen 
echt in den Karpfenteich zu bekommen! Der Beſitzſtand des ganzen Landes 
muß im Herrenhauſe vertreten ſein, denn der Beſitzſtand iſt aufangendes 
Recht. Die Mitglieder der neuen Landestheile wegen augenblicklichen Man⸗ 
gels an Sympathie für Preußen aus dem Herrenhauſe auszuſchließen, wäre 
Unrecht, denn ſeine Zuſammenſetzung beruht auf dauernden, realen Verhält⸗ 
niſſen, auf Gerechtigkeit und nicht auf momentanen Stimmungen. Daß Gott 
im Regimente ſitzt, darf uns nicht träge werden laſſen. 

Min ſter Graf zu Eulenburg: Die Staatsregierung muß bei ihrer Auf⸗ 
faſſung ſtehen bleiben, daß die Verfaſſung mit dem 1. October d. J. in den 
neuen Landestheilen in Kraft tritt ohne jede weitere Geſetzgebung und es 
wäre ein beklagenswerther Zuſtand, wenn die Vertretung jener Länder bis 
dahin nicht geordnet wäre. Allerdings iſt noch Manches an der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde zu ändern; mit dieſen Aenderungen iſt zu warten, bis die Vertre⸗ 
tung der neuen Landestheile an ihnen mitwirken kann. Man wirft uns Man⸗ 
gel an Courtoifie gegen das Herrenhaus vor, weil es nicht in den Motiven 
ausdrücklich erwähnt iſt. Courtoiſie gehört aber nicht in ein Geſetz. Eine 
Vermehrung des Herrenhauſes hält die Regierung für ſelbſtverſtändlich und 
nothwendig, dazu bedarf fie aber keines neuen Geſetzes. Denn fie kann Mit 
glieder aus den neuen Landestheilen nach allen Kategorien berufen, mit Nus⸗ 
nahme der landſchaftlichen Verbände, wo Namen der Verbände und Zahl der 
Vertreter geſetzlich beſtimmt und geändert werden kann. Ein ſolches Geſetz 
iſt aber nicht leicht feſtzuſtellen und das Herrenhaus wird in ſeiner Rechtsbe⸗ 
ſtändigkeit und Befugniß, die ganze Monarchie zu vertreten, nicht geſchädigt 


durch Annnahme des vorliegendeu Geſetzes. 


Die Staatsregierung wird, das können Sie ſicher glauben, den König 
bitten, um mit dem Hrn. Vorredner zu ſprechen, Hechte zu berufen, die Leben 
in das Haus bringen. Es iſt nicht rathſam, daß das Haus, nachdem auf 


ſeinen Wunſch ſeine Zuſammenſetzung geſetzlich arge deen iſt, nochmals mit 


dem Amendement v. Kröcher den Wunſch ausſpreche, daß dieſelbe königlicher 
Anordnung vorbehalten bleibe. Wenn Sie das Geſetz heute ablehnen, was 
ich nicht hoffe, ſo kann es in dieſer Seſſion ſchwerlich mehr zu Stande kom⸗ 
men. Sie ſollen von Ihren Rechten nichts bergeben, ſondern nur die geſetz⸗ 
ae Regulirung auf einen Termin hinausſchieben, wo Sie noch mehr Chancen 
. Helfen Sie der Regierung über die Neubauten des preußiſchen Staa: 
tes das Dach zu decken; der Ausbau des Innern wird dann naturgemäß von 
elbſt kommen. Laſſen Sie gewiſſe, theilweiſe brillant vertheidigte und viel⸗ 
t auch zu vertheidigende juriſtiſche Momente nicht das Uebergewicht über 

die praltiſchen gewinnen. 5 
n Folge dieſer miniſteriellen Erklarung wird die Discuſſion wieder auf⸗ 
Der Saal iſt ſehr dunkel geworden. Die Herren v. Waldaw 
on den Herren v. Dantels, v. Senfft⸗ 
Pilſach und Graf Brühl wird folgendes Amendement zu Art. 4 eingebracht: 


dem nach dem 1. October 1867 zunächſt einzuberufenden Landtage der Mon: 
Acchie ſoll das in den Art. 69 und 72 der Verfaſſung vorgeſehene 

Geſetz über Aan Aug der Wahlbezirke vorgelegt werden. — 
Ein achtfach geſtellter Antrag auf Vertagung wird abgelehnt. 


Die Special⸗Discuſſion wird eröffnet. Zu § 1 nimmt das Wort 
Furcht vor dem Geſpenſte des 1. Octo⸗ 


ber ſei der Grund der ganzen Verwirrung im Herrenhauſe, und dieſer Ter⸗ 


* 8 5 feſtgeſtellt in 11 ge einer Gefälligkeit der Regierung gegen das an⸗ 


e Haus. — Er müſſe als ehrlicher Mann ſeine Stimme abgeben; ſo gut 
wie Sr. Majeſtät dem König babe er auf die Verfaſſung den Eid geleiſtet. 
Er würde ſich daher, falls er für das Geſetz ohne das Amendement Kröcher 
gan für einen eidbrüchigen Menſchen halten. (Großer Widerſpruch im 


e. 
Der Präſident unterbricht den Redner mit der Bemerkung, daß die 


letzte Aeußerung deſſelben unparlamentariſch geweſen, ſelbſt wenn er ſich allein 


damit gemeint hätte. 
d. Senfft ⸗Pilſach: Ich habe nur meine Abſtimmung motiviren 


len. 
Präſident v. Stolberg (erregt): Und ich bleibe bei meiner Meinung, 
daß Sie ſich vollkommen e benntnriſc ausgedrückt baben. 


u Ref. v. Kleiſt empfiehlt nochmals das Amendement Kr 


öcher. 5 
Es folgt namentliche Abſtimmung, und wird daſſelbe mit 54 gegen 49 


Stimmen abgelehnt. 

Mit „Nein“ ſtimmten u. A. Graf Eberhard zu Stolberg: Wernigerode, 
Freih. v. Manteuffel, Fürſt zu Putbus, von Frankenberg⸗Ludwigsdorf. — Es 
wird darauf über Artikel 1 des Geſetzentwurfes abgeſtimmt; der Präſident 
fordert die Herren, welche denſelben annehmen wollen, auf, ſich zu erheben. 
(Während dies geſchiedt, ruft Herr v. Senfft: „Sitzen! Sitzen!“. Die 
Finſterniß im Saale iſt jedoch zu groß, um das Reſultat der Abſtimmung 
zu erkennen. Daher wird auch hierüber namentlich abgeſtimmt; und der 
Artikel 1 des Geſetzentwurfs mit 54 gegen 48 Stimmen angenommen. 

Die weitere Abſtimmung wird bis morgen Mittag 12 Uhr vertagt. 

Schluß der Sitzung 5 Uhr. 


[Antwort des Königs.] Die „Kreuzz.“ giebt nachträglich noch 
den Inhalt der Rede, welche der König am Tage ſeines ſechszigjähri⸗ 
gen Dienſtjubiläums an verſchiedene Civildeputationen hielt, in folgen: 
der Weiſe: 

Der heutige Tag ſei ein Tag, an dem man ſich gegenſeitig Glück wün⸗ 
ſchen müſſe. Der Tag habe wohl für Se. Majeſtät eine beſondere Bedeu⸗ 
tung, da Sie nun eine Dienſtzeit in der Armee vollendete, wie ſie hoben⸗ 
zoll ernſche Fürſten und wohl überhaupt Souveräne nicht oft erreicht hätten. 
S.. Majeſtät dankten für die treuen Glückwünſche, die Ihnen hier von Män⸗ 
nern aus allen Kreiſen des Lebens, aus allen Theilen des Landes in Bezug 
auf dieſe beſondere Bedeutung des Tages dargebracht wären. 

Der Antritt des neuen Jahres ſei Sr. Majeſtät ein ſehr feierlicher Mo⸗ 
ment; hoffnungsreich im Hinblick auf das kommende, erhebend im Rückblid 
auf das verfloſſene Jahr. Gottes Segen habe über alles Bitten und Ver⸗ 
ſtehen auf Preußen geruht. Leicht ſei es Sr. Majeſtät nicht geworden, zum 
Kriege zu ſchreiten, zu einem Kriege, der im Widerſpruch mit allen 

hren Gefühlen, Ihnen geradezu unnatürlich erſchienen ſei. 
Ibre ſchwere Pflicht fer aber leichter geworden durch die Ruhe eines guten 
Gewiſſens. Preußen wiſſe, wie man Se. Majeſtät zum Kriege gezwungen 
habe. Gottes Segen ſei mit Preußens guter Sache geweſen und habe Se. 
Majeſtät in den Erfolgen der Armee die Früchte fünfjähriger ſchwerer Sorge 
enießen laſſen. Er habe gezeigt, daß Se. Majeſtät den rechten Weg gegangen 
ſelen. Mit Gott wollten Sie auf dem Wege beharren. 

Se. Majeſtät ſeien früher in die Armee eingetreten, feierten Ihr ſechszig⸗ 
jähriges Jubiläum in jüngeren Jahren, als das ſonſt moglich ſei; aber Sie 
hätten doch Mühe und Sorge genug gehabt. Habe Ihnen Gott dennoch Ihre 
Rüſtigkeit erhalten, und wolle Er Ihnen die auch ferner bewahren, jo wollten 
Se. Majeſtät mit friſchem Muth Ibr Volk weiter führen auf ſeinem Wege, 
zur Befeſtigung der errungenen glorreichen Stellung. 

[Verhandlungen zwiſchen Darmſtadt und Berlin.] Wie 
dem „Würtembergiſchen Staatsanzeiger“ mitgetheilt wird, find zwiſchen 
Darmſtadt und Berlin Verhandlungen angeknüpft worden, welche den 
Zweck haben, die im Verfaſſungsentwurfe für den norddeutſchen Bund 
erhobenen Anſprüche hinſichtlich der militäriſchen Leiſtungen der Provinz 
Oberheſſen zu modificiren. Es gilt dies namentlich hinſichtlich der in 
Berlin getroffenen Beſtimmung, wonach das von der Provinz zum Bun⸗ 
desheere zu ſtellende Contingent (beſtehend aus zwei Infanterie⸗Regimen⸗ 


tern à 3000 und einem Jäger⸗Bataillon à 1000 Mann) in verſchie⸗ 
dene Armee⸗Corps eingereiht werden ſoll. Wie es heißt, ſteht die in 
den letzten Tagen erfolgte Reiſe des Prinzen Ludwig von Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadt nach Berlin mit dieſer Angelegenheit in Connex. 
Meteorologiſche Beobachtungen. 

Der Barometerftand bei 0 . Ba- Luft⸗ Wind⸗ 
in Barifer Linien, die Tempera- Tempe- richtung und Wetter. 

tur der Luft nach Reaumur. rometet. ratur. Stärke. 
Breslau, 14. Jan. 10 | 330,35 435 ND. 2. | Bedeckt, Schnee. 

15. Jan. 6 U. Mrg.] 329,54 | —2,3] NO. 2. Bedeckt. 


Breslau, 15. Jan. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 5 3. U.⸗P. — F. 8 3. 
Eisſtand. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Berlin, 15. Jan. Die Budget⸗Commiſſton des Abgeordneten: 
hauſes hatte um 6 Uhr Abends Sitzung. Die Commiſſion ertheilte 


nach längerer Diseuſſion die Decharge für die allgemeinen Rechnungen | B° 


pro 1860 und 1861, die Decharge pro 186% und 1863 ſich bis zu 
weiteren Erklärungen des heute anweſenden Neg.⸗Commiſſ. Geh. 
Rath Mölle vorbehaltend. Die Commiſſion tellte hierauf den Bericht 
über den Antrag Michaelis, die Vertagung des Etatsjahres betref. 
fend, feſt. (Wolff's T. B.) 
Paris, 14. Januar. Vietor Couſin und Ingres find geſtorben. 
Der „Etendard“ meldet: Die Circularnote Ali Paſchas iſt jetzt Frank ⸗ 
reich, England und Rußland übergeben worden. (Wolff's T. B.) 
Florenz, 14. Jan. In der Kammer kündigte Friscia e ine 
Interpellation über die Ereigniſſe in Palermo an. Mordini be: 
trachtet die Interpellation als nutzlos und ſchlägt eine gerichtliche 
Unterſuchung vor, um dem Nöthigen abzuhelfen. Der Miniſter des 
Innern acceptirt dieſelbe. Der Antrag Mordini's wird den Bureau's 
übergeben. (Wolff's T. B.) 
London, 14. Jan. Nach Berichten aus Shanghai vom 7. v. M. 
iſt der Krieg mit den Rebellen beendigt. — In Yokohama hat eine 
große Feuersbrunſt einen Schaden von 5 Millionen Dollars angerichtet. 
Kopenhagen, 14. Jan. In der heutigen Sitzung des Folkethings 
machte der Präſident die Mittheilung, der Kriegsminiſter werde einen 


Geſetzentwurf, betreffend die theilweiſe Niederlegung der Kopenhagener — 


Feſtungswerke, einbringen. 

Das Geſetz, durch welches ein außerordentlicher Credit von circa 
1½ Millionen Rigsbankthaler zur Anſchaffung neuer Waffen verlangt 
wird, hat die königliche Sanction erb alten. 

Florenz, 14. Januar. Einer Mittheilung der „Italie“ zufolge, 
äußerte der König beim Empfange der Adreßdeputation: Es bleiben 
zwei Fragen zu löſen, die in Betreff der Finanzen und die bezüglich 
Roms. Was die Finanzfrage anbetrifft, ſo hoffe ich, daß die Schwie⸗ 
rigkeiten bald überwunden fein werden und daß das Erpofe des Fi⸗ 
nanzminiſters viele Wolken zerſtreuen wird. Rom anlangend, fo if 
dieſe Frage eine Frage der Zeit, welche ſie in Uebereinſtimmung mit 
den nationalen Wünſchen löfen wird. 


Die „Italie“ meldet ferner, daß die Angelegenheit hinſichtlich des ar 


von den Türken beſchoſſenen Schiffes „Principe Tommaſo“ im Principe 
arrangirt iſt und daß nur die Höhe des Schadenerſatzes, welchen die 
Pforte zu leiſten hat, feſtzuſtellen bleibt. 


Telegraphiſche Courſe und Boͤrſennachrichten. 

aris, 14. Jan., Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 69, 67% und 

ſchloß träge und unbelebt zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 
91 gemeldet. Schluß⸗Courſe. Zproc. Rente 69, 60. Italieniſche öproc. 
Rente 54, 15. Spree. Spanier —. Iproc. Spanier —. Oeſterreich. Staats: 
Eiſenbahn⸗Actien 390, 00. Credit⸗Mobilier⸗Actien 506, 25. Lomb. Eiſen⸗ 
bahn⸗Actien 388, 75. Oeſterr. Anl, de 1865 pr. ept. 308, 75. 6ptoc, Ver. 
St. pr. 1882 82%. 8 a 
London, 14. Jan., Nahm, 4 Uhr. Schluß ⸗Courſe, Conſols 90%. 


1% Spanier 31. Sardinier 72. Italien. 5% Rente 52%. Lombarden 
15%, Mexicaner 17%. 5% Ruſſen 86%. Neue Ruſſen 86. Silber 60%. 
Türkiſche Anleihe 1865 31 4. 6% Ver. 2 Anl. — 1882 72%. * 


„ „Suffolt“ iſt aus Melbourne mit 75,000 Pfund Sterling 
roffen. 

Frankfurt a. M., 14. Januar. Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Oeſterr. Effecten flau, Amerikener feſt und ſehr lebhaft. Schluß ⸗Courſe. 
Preußiſche Kaſſenſcheine 105%. Berliner Wechſel 105%. Hamb. Wechſel 
8%. 8 r. Wechſel 12695 Pariſer Wechſel 94%. Wiener Wechſel 
83%. Finnländiſche Anleihe 82%. Neue 1 7 Finnländ. Pfandbriefe —. 
6% Verein. Staat.⸗Anl. pro 1882 76%. eich. Bankantheile 64 


* 


Der Antr ng, lt lt, 8 | y t . 30 g. N 
ren auf Vertagung, wiederholt geitellt, wird eben fo oft ab⸗ erging eng . 


Oeſterreich.⸗Franz. 


ur Sub Cliſabetbahn 81 hn de Wi dcn . 4 
öſterr. Anleihe 5 185 957%, 1854er Looſe 55%. 1 Looſe 63% 


1864er Loose 67. Badiſche Loofe 52. Kurbeſſ. Looſe 53. Baleriſche Prämien⸗ 
Anleihe 99%. Desen i. Aaldtonad Auch 50%. 5 Metalliaues 43%. 


Oeſterr.⸗Franz. Staatsbahn 207, 30. Galizier —, —. 
ſterr. 3 ah 5 30 „ 


Anleihe 51%. Oeſterr. Credit⸗Actien 58%. err. 1860er Looſe 63. 
Mericaner —. Vereinsbank 1094. Norddeutſche Bank 118%. Rheiniſche 
114. Nordbahn 79%. Altona⸗Kieler alte — —, dito neue 133. 


länd. Anleihe 831%. 1864er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe, Ziehung. 1866er A 
Prämien⸗Anleihe 82%. 6proc, Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 69%. Disconto 


7 8 

. 14, Januar. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt, auf 
Termine höher, pr. Januar⸗Februar 5400 Pfd. netto 155 Bancothaler Br., 
154 Gld., pr. Frühjahr 151 Br. und Gld. Roggen, loco ſtill, ab auswärts 
feſter. Ab Königsberg pr. April⸗Mai 84—85, ab i e⸗ 
boten. Pr. Januar⸗Februar 5000 Pfd. Brutto 92 Br., Gld., pr. 
jahr 91 Br. und Gl. Oel loco 25%, pr. Mai 26%, pr. Oct. 27. Kaffee 
lebhaftes Geſchäft, loco verkauft 2500 Sack Santos, 5000 Sack Rio zu vollen 
Preiſen. — Zink Auna — Froſtwetter. 

Antwerpen, 14. Januar. Petroleum, raff. Type, weiß, feſt, 49½ Fres. 


100 Ko. 

Liverpool, 14. Januar, Mittags. Baumwolle: 7000 Ballen Umſatz. 

Ruhig, feſt, Preiſe ſehr wenig verändert. — Middling amerilaniſche 14%, 

middling Orleans 15%, fair Dhollerah 12%, good middling fair Dhollerah 

Don 7 Dhollerah 11%, Bengal 8%, good fair Bengal 9%, 
omra 12%. 

Paris, 14. Januar, Nachmittag 3% Uhr. Rüböl pr. Januar 102, 50, pr. 
Februar 103, 00. Mai⸗Auguſt 104, 00. Mehl pr. Januar 81, 00, pr. März⸗ 
April 83, 25. Spiritus pr. Januar 66, £ 

London, 14. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht). iſcher und 
fremder Weizen wegen des herrſchenden Nebels wenig Geihä Mehl 
3 Sh. theurer. Gerſte, Bohnen, Erbſen unverändert. Hafer feſt. — 
Schönes Wetter. 


Berliner Börse vom 14. Januar 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotien. 
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Ausländische Fonds. 
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Breslau, 15. Januar. Wind: Nord⸗Oſt. Wetter: trübe. rg 
meter Früh 2 Grad Kälte. Bei vorherrſchend feiter Stimmung zeigten ſich die 
Preiſe am heutigen Markte gut behauptet und fanden die mich ßigen Ans 


ene — i ae 

en gut behauptet, pr. n . w 86--98 Sgr., gelber 
a r., feinite Sorte 2 bis 3 Sgr. 15 vlg bezahlt galt cher und 
polniſcher weißer 86 —98 Sgr., gelber 8696 Sgr., feiniie Sorte No 
bezahlt. — Roggen fefter, pr. 84 Pfd. 68—70 Sgr., feinste Sorten 71 Sgr. 
bezahlt, — Gerſte in feiner Waare gefragt, pr. 74 Pfd. weiße 57—59 Sgt., 
gelbe 49—55 Sgr., feinſte Sorten über Noris bezahlt. — Hafer ruhig, pr, 
30 Pfd. 30-33 Sgr. feinfte Sorten über Notiz dezohlt. — Erbſen ble 
Fart — 7 —9 in Be gut . — 

vi 2 ohnen — 
lein vermehrt angeboten. — Rapskuchen ruhiger, 382552 Sgr. pr. Uu 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schl. 
Weißer Weizen 86—93—98 Bohnen en 72 95 
Gelber Weizen 86—92—96 Sgr. pr. Sack a 150 De. 
Nen 68-69 —71 Schlag⸗Leinſaat .. . 170- 180—190 
EHE: Ener ale 49—55—59 inter⸗Rapsz. 184 —198 206 
5 HAFT 30— Winter⸗Rübſen 175—185—196 
bſen 53—60—70 Sommer⸗Rübſen. . 155--165—175 
Nen. 50—55—60 Leindotte rr 150—158—166 
Kleefaat heute ſehr gut beachtet, rothe ordinäre 13—14% Thlr., mittle 
15—16 Ir, feine 1-18 Thlr., hochfeine 18% Thlr. und darüber, — 


weiße oreinäre 14—18 Thlr., mittle 20—24 % Thlr. 26 —28 Thlr. 
hochleine 29 Thlr. und darüber pr. Ctr. e : 
Thymothee mehr beachtet, 10% —12 Thlr. pr. Ctr. 
Kartoffeln pr. Sad à 150 Bid. Netto 8—40 Sgr. Metze 11 —2 Sgr. 
— — — — — . —ä— — —ꝗ＋ Z- 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stei 
Druck von Graf, Barth und Comp. (W. friedrich in Breslau, 


